
Aktenzeichen;

LBA„6_5_Z_EQ_

Verkündet

am 90Juni 1960

1)

I m N a m e n d e s V o l k e 8

In Sachen

° . c o o o o s 1 c o o 0 0 o 0 a o o o o o 0

Beigeladenen und Revisionsklägers$

gegen
0 o o 0 0 D 0 o o o ? o o o o 0 0 n o o o o 0 0

Klägerin und Revisionsbeklagtg

o o o o . o o o o o o o o c 0 ° 0

Beklagte?
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hat der 1(} Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 90 Juni 1960? an der
mitgewirkt haben

Präsident ’ S c h n e i d e r
als Vorsitzender?

Bundesrichter Dro H a u g und

Bundesrichter Dr„ K r e b 5
als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter B o g a t z und

Bundessozialrichter Dr° G a b e r ’
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt;

Das Urteil des LändessozialgerichtsNiedersachsen

vom 70 Februar 1958 wird aufgehoben(}

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesena

V o n R e c h t s w e g e n o
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____—___—

Die Landesversicherungsanstalt (LVA) Berlin} die damals für

ihren Bezirk die Aufgaben der Angestelltenvcrsicherung (AV)

wahrnahm, bewilligte durch Bescheid vom 28° Januar 1952 der

Klägerin Ruhegeld wegen Berufsunfähigkeit vom 110 Februar 1951

an„ Dabei behielt sie zum Ausgleich für etwaige Ersatzänsprüche

des Bezirkfürsorgeverbandes Kreis WEITiIJZZZEIe1nen Teilbetrag

des auf die Zeit bis 29° Februar 1952 entfallenden Ruhegeldes

vorsorglich ein° Die Beschwerde der Klägerin hiergegen blieb

erfolglos (Entscheidung des Beschwerdeausschusses vom 90501952)o

Dagbgen verurteilte der Bezirksberufuhgsausschuß beim Sozial—

versicherungsamt Berlin die LVAy der Klägerin den einbehaltenen

Betrag auszuzahlen (Entscheidung vom 120201953). Gegen diese

Entscheidung legte die LVA Berlin weitere Beschwerde an den

Spruchausschuß des Sozialversicherungsamts Berlin ein; dieser

zog den Bezirksfürsorgeverband Kreis WIj:tr1::‘:.und die Kran—

kenversicherungsahstalt Berlin zum Verfahren zu„ Nach dem In—

krafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) befaßte sich mit
dem Rechtsstreit zunächst das Landessozialgericht (LSG) Berlin;

es gab die Sache später zuständigkeitshalber an das LSG Nieder—
sachsen ab° In das Verfahren trat anstelle der LVA die Bundes—

versicherungsanstalt für Angestellte als neue Beklagte eine
Die Beklagte und der beigeladene Bezirksfürsorgeverband bean—

tragten, die angefochtene Entscheidung aufzuheben und die Kla—

ge
abzuweisen; die Klägerin beantragte, die Berufung zurück—

zuweisen“

Das LSG Niedersachsen verwarf die Berufung als unzulässig (Ur—

teil vom 7„2„1958)° Zur Begründung führt es aus, der am 1„Janua;

1954 beim Spruchausschuß des Sozialversicherungsamts Berlin an—

hängige Streitfall sei nach 5 218 Abs. 6 SGG als Berufung auf

das zuständige LSG übergegangen° Die Klägerin habe schon seit

November 1952 ihren Wohnsitz im Bezirk des LSG Niedersachsen

gehabt, so daß dieses zuständig sei. Die angefochtene Entschei—

dung betreffe aber das Ruhegeld der Klägerin für die Zeit vom
110 Februar 1951 bis 29° Februar 1952, mithin eine Rente für

&„3„„
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1
einen bereits abgelaufenen Zeitraum; die Berufung sei daher ausgei

schlossen (@ 146 SGG)° Die Rechtssache habe auch keine grundsätz—

liche Bedeutung, weil nur tatsächliche Gesichtspunkte zur Entscheim

dung ständen, so daß eine nachträgliche Zulassung der Berufung

durch das LSG in entsprechender Anwendung des 5 150 Abs° 1 SGG'

nicht in Frage komme, Das LSGließ die Revision nicht zu„ E
‘

Gegen das am 290 März 1958 zugestellte Urteil legte der beigéla--

dene Bezirksfürsorgeverband am 240 April 1958 Revision ein und
begründete das Rechtsmittel am 21° Mai 19580 Er rügte, das Ver-

fahren des LSG leide an einem wesentlichen Mangel, weil das Ge—

1

richt die Berufung der Beklagten zu Unrecht als unzulässig ver—

worfen habe„ Die Auslegung, die das LSG den @@218 Abs° 6 und
146 SGG gegeben habe, führe dazu, daß den Beteiligten eine ge—

richtliche Überprüfung der Entscheidung des SoZialversicherungs—

amts Berlin unmöglich gemacht werde„ Das sei ein Verstoß gegen
das Grundgesetz (GG), denn das Sozialversicherungsamt Berlin

könne nicht als eine Instanz mit gerichtlichen Qualitäten ange—

'sehen werden„ Das LSG hätte deswegen nicht als Berufungsgericht,

sondern als erste Instanz entscheiden müssen; es habe auch den

5 146 SGG nicht anwenden dürfen, weil nicht die Rente der Klä—

gerin, sondern der Rückgriff des Beigeladenen auf die Rente im

Streit sein

Der Beigeladene beantragte,

das Urteil des LSG Niedersachsen vom 70 Februar 1958

aufzuheben und die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragte,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Die Beklagte stellte keinen Antrag,

II

Die Revision ist statthaft und begründet,

Der Beigeladene war berechtigt, selbständig Revision einzulegen,

denn er hat sich dabei in den Grenzen gehalten, die durch die An-
träge der anderen Beteiligten im Berufungsverfahren gezogen werden
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waren (BSG Bdo 8 SO 291 ff„‚ Beters—Sautter—Wolff, Kommentar

zur Sozialgerichtsbarkeit, 20 Auflg‚ 6° Nachtrag, Anmo 7 a zu

5 75 SGG)QWeil das LSG die Revision nicht zugelassen hat, ist
sie nur statthafty wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens

in der im Gesetz vorgeschriebenen Form gerügt worden ist und

wenn dieser Mangel auch tatsächlich vorliegt (@ 162 Abs° 1 Nrc2,

@ 164 Abs° 2 SGG; BSG Bd„ 1 S.) 150)° Dies ist der Fall‚

Das LSG durfte9 wie der Beigeladene mit Recht rügt, die Beru—l

fung der Beklagten nicht als unzulässig verwerfen, sondern mußte

in der Sache entscheiden° Insofern leidet das Verfahren an einem

wesentlichen Mangel (BSG Bd° 1 So 283)0

Über die nach @ 218 Abs° 6 SGG auf das zuständige LSG überge—

gangenen Fälle hat dieses — anders als der Beigeladene meint —
als Berufungsgericht zu entscheiden, dabei sind die Vorschriften

der @@143 bis 159 SGG anzuwenden (BSG Bd° 1 S° 78; SozR° @ 218

S„ Da 2 Nr° 5 mit weiteren Nachweisen)° Da es sich in dem vor—
liegenden Verfahren um den Rentenanspruch der Klägerin handelt,

dessen teilweise Ablehnung für einen schon abgelaufenen Zeitraum

die Beklagte beantragt hatte, wäre die Berufung nach dem Wort—

laut des 5 146 SGG — diesen für sich genommen — unzulässig ge-

wesen° Diese Vorschrift — wie auch die übrigen Vorschriften über

den Ausschluß und die Zulassung der Berufung — ist aber in Über—

gangsfällen nicht anwendbar, wenn dadurch wesentliche Ziele des

Gesetzes vereitelt würden„ Es ist vielmehr zu prüfen? ob der

Gesetzgeber die Vorschriften über_den Ausschluß und die Zulassung

des Rechtsmittels für Übergangsfälle verhünftigerweise so geord—

net hätte, wenn die Folgen von ihm erkannt oder bedacht worden

wären° So hat das Bundessozialgericht_(BSG) in ständiger Recht—

sprechung entschieden, daß in allen Übergangsfällen, in denen

noch kein Sozialgericht (SG) entschieden hatte, das Berufungs-

gericht selbst über die Zulassung der Berufung nach 5 150 Nr° 1

SGG statt der ersten Instanz entscheiden müsse (BSG 1 SO 62‚

So 67 ff.)° Es widerspräche dem Sinnzusammenhang, in den die

Vorschriften über den Ausschluß und die Zulassung der Berufung

hineingestellt sind? wenn eine Rechtssache von grundsätzlicher

Bedeutung der Entscheidung des Berufungsgerichts nur deswegen
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entzogen bliebe, weil in erster Instanz vor dem Inkrafttreten

des SGG entschieden worden war und darum die Berufung nicht

nach 5 150 Nr„ 1 SGG zugelassen werden konnte°

Die Anwendung des 5 146 SGG im vorliegenden Falle würde aber

—wie die Anwendung der 55 144 bis 149 SGGin allen Fällen, in
denen eine weitere Beschwerde gegen eine Entscheidung des Be;

zirksberufungsausschusses beim Spruchausschuß des Sozialver—

sicherungsamts Berlin anhängig und nach 9 218 Abs° 6 SGG auf
das zuständige LSG übergegangen war — dazu führen, daß der an-
gefochtene Verwaltungsakt des Versicherungsträgers der gericht—

lichen Nachprüfung überhaupt entzogen bliebe° Denn dem Bezirks—

berufungsausschuß des Sozialversicherungsamts Berlin fehlen we—
sentliche Merkmale'eines Gerichts° Das auf Grund der Anordnung

der Alliierten Kommandatura Berlin vom 8„ April 1946 (VOB1„Berlin

S0 159) errichtete Sozialversicherungsamt war zwar von der Abtei—
lung für Sozialwesen und von der Versicherungsanstalt unabhängig‚

der Vorsitzende seines Bezirksberufungsausschusses war aber nur
ein Vertreter des Versicherungsamts9 der - im Gegensatz

zum Vor—

sitzenden des Spruchausschusses — weder eine bestimmte Quali—

fikation besitzen mußte noch dem Versicherungsamt ständig anzuge—

hören noch ständig mit der Funktion des Vorsitzenden betraut zu

sein brauchte° Er konnte vielmehr von Fall zu Fall bestimmt und

jederzeit abgelöst werden° Dem Vorsitzenden des Bezirksberufungs—

ausschusses fehlte daher die institutionelle Garantie persönli—

cher Unabhängigkeit, die das Bundesverfassungsgericht in seiner

Entscheidung vom 9„ November 1955 als eine wesentliche Voraus—

setzung dafür bezeichnet hat? daß dem Gremium, dem er angehört,

die Eigenschaft als Gericht (Arte 97 Abs° 2 GG) zuerkannt wer—
den könne, und daß das Verfahren vor diesem Gremium dem Begriff

des Rechtsweges im Sinne des Art° 19 Abs° 4 GG genüge (BVerfG-

Entscho Bd„ 4 S° 331, 8° 344 ff°)° Diese Folge hat der Gesetz—
geber allem Anschein nach nicht bedacht, denn sie widerspricht

dem Sinn des Sozialgerichtsgesetzes als Ganzem und dem seiner
Übergangsvorschriften„ Das Sozialgerichtsgesetz als Ganzes ge-
währleistet den vollen und aus30hließlichen Rechtsschutz auf den

nach @ 51 SGG den Sozialgerichten zugewiesenen Gebieten, Die
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Übergangsvorschriften der @@214 bis 218 SGG verfolgen den be—
sonderen Zweck, alle bisher bei anderen Instanzen aus diesen

Gebieten anhängigen Streitsachen und sogar bestimmte schon ab—

geschlossene Verfahren nun den Sozialgerichten zur Entscheidung

zuzuweisen° Die Vorschriften der @@144 bis 149 SGG fügen sich

im allgemeinen ohne weiteres in diesen Zusammenhang ein, denn

sie wollen nichts anderes? als die gerichtliche Nachprüfung

der Verwaltungsakte in weniger bedeutsamen Fällen auf eine ein-

zige Instanz beschränken° Sie setzen also voraus, daß mindestens

ein Gericht schon entschieden hat° Ist das nicht der Fall, dann

können sie nicht angewendet werdena

Hätte der Gesetzgeber erkannt‚ daß durch das Zusammentreffen von
Übergangsvorschriften und von Vorschriften über den Ausschluß

von Rechtsmitteln in Ausnahmefällen Verwaltungsakte aus den nach

@ 51ISGG den Sozialgerichten zugewiesenen Gebieten der Nachprü—

fung durch ein Gericht entzogen würden, dann hätte er vernünftiw

gerweise durch besondere Vorschriften diese Folge ausgeschlosseno

Es widerspräche der Ordnung? die das Grundgesetz und die Gesetze

über die einzelnen Zweige der Gerichtsbarkeit für die rechtspre-

chende Gewalt geschaffen haben‚ wenn wegen des Fehlens solcher

Vorschriften statt des in Art() 19 Abs° 4 Satz 1 GG angesproche—

nen Gerichtszweiges nun nach Art° 19 Abs° 4 Satz 2 des GG die

ordentlichen Gerichte zur Entscheidung berufen wäreno Das LSG

hätte darum den @ 146 SGG im vorliegenden Falle nicht anwenden
dürfen9 sondern in der Sache selbst entscheiden müssen (vglc

auch die zu ähnlichen Problemen ergangenen Urteile des Bundes—
(

finanzhofs in NJW 1954 So 1422, 1955 So 967 und 1958 S„ 846)c

Mit dieser Auffassung setzt sich der Senat nicht in Widerspruch

zu dem Urteil des 8° Senats vom 160 Juni 1955 (BSG 1 8° 78), in
dem es sich ebenfalls um das Zusammentreffen der Übergangsvor—

schrift des @ 218 Absc 6 SGG mit einer die Berufung ausschließer

den Vorschrift gehandelthat° Denn in jenem Rechtsstreit war dem

Urteil des LSG keine Entscheidung des Bezirksberufungsausschus-

ses des Sozialversicherungsamts Berlin vorausgegangen‚ sondern

des Versorgungsgerichts Berlin - eines Gremiums mit Gerichts—

eigenschaft (vgl„ @@44, 45 des Gesetzes über die Versorgung
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von Kriegs« und Militärdienstbeschädigten sowie ihrer Hinter—

bliebenen vom 24„7„1953 - VOBl° für Berlin I SD 318 —)° Eine

Notwendigkeit, den Großen Senat des BSG nach 5 42 SGGanzuru—
fen9 bestand also nichto

Das Verfahren des LSG leidet daher an dem von dem Pcigeladenen

in der Revisionsbegründung gerügten Mangel° Die Revision ist

deswegen zulässig° Sie ist aber auch begründet9 da nicht aus—

geschlossen ist, daß das LSG bei einer Nachprüfung der Sache

selbst zu einer für den beigeladenen Bezirksfürsorgeverband
günstigeren Entscheidung gekommen wäre„

Der Senat hat in der Sache nicht selbst entschieden7 sondern

den Rechtsstreit nach 5.170 Abs° 2 Satz 2 SGG zur neuen Ver—

handlung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesenc

Dem LSG wird auch die Entscheidung über die Kosten des Revi—

sionsverfahrens übertragenc
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